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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Saatgutverkehrsgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Durch die Novellierung sollen die Vorschriften des Saatgutver- 
kehrsgesetzes an die Bestimmungen neuer EWG-Richtlinien auf 
dem Gebiete des Saatgutwesens angeglichen werden. Dies sind 
insbesondere die Richtlinie über den Verkehr mit Gemüsesaat- 
gut und die Richtlinie über den gemeinsamen Sortenkatalog 
für landwirtschaftliche Pflanzenarten. Weiterhin sollen die Vor- 
schriften über die Sortenprüfung so umgestaltet werden, daß die 
neuerdings gegebenen Möglichkeiten der internationalen Ar- 
beitsteilung genutzt werden können. Ferner sollen das Ver- 
fahren der Sortenanmeldung und -prüfung sowohl für den 
Züchter als auch für das Bundessortenamt erleichtert und im 
Löschungsverfahren größere Klarheit erreicht werden. 


B. Lösung 

Den EWG-Vorschriften, insbesondere der Errichtung der Ge- 
meinsamen Sortenkataloge, wird durch die Änderung der Defi- 
nition der Unterscheidbarkeit - Erweiterung auf alle in der 
Gemeinschaft verkehrsfähigen Sorten - und durch die Vor- 
schriften über die Einrichtung eines Sortenverzeichnisses Rech- 
nung getragen. Bezüglich der internationalen Zusammenarbeit 
bei der Sortenprüfuhg wird die verstärkte Übernahme von Prü- 
fungsergebnissen ausländischer Stellen und eine Ermächtigung 
für das Bundessortenamt zur Auskunfterteilung gegenüber 
diesen Stellen vorgesehen. Die Sortenanmeldung kann künftig 
entweder mit der Sortenbezeichnung oder mit einer Anmelde- 
bezeichnung erfolgen, bei Löschungen von Sorten werden in 
erweitertem Maß Auslauffristen gewährt. 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch das Gesetz entstehen beim Bundessortenamt vor allem 
als Folge der EWG-Richtlinien Mehrausgaben, die aber zum 
Teil durch Änderung des Gesetzes über die Erhebung von 
Kosten beim Bundessortenamt sowie über die Gebühren des 
Patentgerichts in Sortenschutzsachen vom 20. Mai 1968 ausge- 
glichen werden können, zum anderen Teil, soweit sie im öffent- 
lichen Interesse liegen, aus Haushaltsmitteln zu tragen sein 
werden. Den Ländern entstehen nur in den Fällen Mehraus- 
gaben, in denen bisher für im Rahmen der Saatgutverkehrs- 
kontrolle entnommene Proben keine Entschädigung gewährt 
wurde. 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Saatgutverkehrsgesetzes 


mit Begründung (Anlage 1), Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 376. Sitzung am 9. Februar 1972 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Saatgutverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel 1 

Das Saatgutverkehrsgesetz vom 20. Mai 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 444) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

. § 1 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten 
für Saatgut von Pflanzengattungen und Pflan- 
zenarten (Arten), die im Artenverzeichnis auf- 
geführt sind. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (Bundesminister) wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates 

1. das Artenverzeichnis in der Fassung der bis- 
herigen Anlage zu diesem Gesetz (Bundes- 
gesetzbl. 1968 Teil I S. 460) aufzustellen; 

2. in das Artenverzeichnis neue Arten aufzu- 
nehmen, soweit dies in Rechtsakten des 
Rates oder der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften auf dem Gebiet des 
landwirtschaftlichen und gartenbaulichen 
Saat- und Pflanzgutwesens aus Gründen der 
Förderung des Verkehrs mit Saatgut oder 
aus Gründen des Schutzes des Verbrauchers 
vorgesehen ist oder wird; 

3. die Bezeichnungen der Arten im Artenver- 
zeichnis zu ändern, soweit die Entwicklung 
des wissenschaftlichen Sprachgebrauchs dies 
erfordert; 

4. bestimmte Arten aus dem Artenverzeichnis 
zu streichen, soweit im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes üblicherweise ein Verkehr mit 
Saatgut dieser Arten nicht stattfindet." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Vertreiben, Einfuhr, Ausfuhr"; 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Ein- und Ausfuhr im Sinne dieses 
Gesetzes steht das sonstige Verbringen in 
den oder aus dem Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gleich." 


3. § 4 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. noch nicht bearbeitet, insbesondere nicht 
aufbereitet, ist und zur Bearbeitung ver- 
trieben wird,". 

4. § 7 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. zur Förderung der Saatgutqualität bei 
Basissaatgut und Zertifiziertem Saatgut die 
Anforderungen an den Feldbestand der 
Vermehrungsfläche, besonders in bezug auf 
den zulässigen Besatz mit nicht hinreichend 
sortentypischen Pflanzen und Pflanzen an- 
derer Sorten und Arten (Fremdbesatz) und 
den zulässigen Befall mit Schadorganismen 
und Krankheiten (Gesundheitszustand), so- 
wie an die Beschaffenheit des Saatguts, be- 
sonders in bezug auf Reinheit, Keimfähig- 
keit und Gesundheitszustand, sowie bei 
Pfropfreben die Kombination von Edelrei- 
sern und Unterlagen festzusetzen,". 

5 . § 8 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Voraussetzung der Eintragung in der 
Sortenliste entfällt, wenn die Sorte im Sor- 
tenverzeichnis mit dem Hinweis eingetragen 
ist, daß Saatgut dieser Sorte anerkannt wer- 
den darf." ; 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Saatgut, das die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 nicht erfüllt, kann anerkannt 
werden, sofern es zur Ausfuhr in ein Gebiet 
bestimmt ist, in dem der Vertrag zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft nicht gilt, und eine für die Anerken- 
nung ausreichende Sortenbeschreibung vor- 
liegt." 

6. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

Nachkontrollanbau von anerkanntem 
Basissaatgut und Zertifiziertem Saatgut 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Reditsverordnung mit Zustimmung des 
Biindesrates zum Schutz des Verbrauchers vor- 
zuschreiben, daß anerkanntes Basissaatgut und 
Zertifiziertes Saatgut durch Nachkontrollanbau 
darauf zu überprüfen ist, ob der Aufwuchs in 
seinen wesentlichen Merkmalen den bei Ein- 
tragung der Sorte festgelegten Merkmalen ent- 
spricht (Sortenechtheit). In der Rechtsverord- 
nung können das Verfahren des Nachkontroll- 
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anbaus geregelt und das Bundessortenamt mit 
der Durchführung des Nachkontrollanbaus be- 
auftragt werden. 

(2) Die Anerkennung von Saatgut kann zu- 
rückgenommen werden, wenn der Nachkontroll- 
anbau ergibt, daß die Sortenechtheit nicht gege- 
ben ist." 

7. § 16 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Das Zertifizierte Saatgut ist durch Nachkon- 
trollanbau zu überprüfen; § 15 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 gilt entsprechend." 

8. ln § 17 Abs. 1 Nr. 2 werden hinter dem Wort 
„Sortenliste" die Worte „oder im Sortenver- 
zeichnis" eingefügt. 

9. In § 19 werden die Worte „die Sortenreinheit 
und" gestrichen. 

10. § 20 erhält folgende Fassung: 

.§ 20 

Handelssaatgut 

Handelssaatgut ist Saatgut, das artenecht ist 
und die festgesetzten Anforderungen an die Be- 
schaffenheit erfüllt. Handelssaatgut von Arten 
mit einer Sommerform und einer Winterform 
muß außerdem formecht sein." 

11. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

Behelfssaatgut 

Behelfssaatgut ist Saatgut, das artenecht ist 
und die gegenüber Saatgut anderer Kategorien 
jeweils festgesetzten besonderen Anforderun- 
gen erfüllt. Behelfssaatgut von Arten mit einer 
Sommerform und einer Winterform muß außer- 
dem formecht sein." 

12. § 22 erhält folgende Fassung: 

.§ 22 

Ausführungsvorschriften für Standardpflanzgut, 
Standardsaatgut, Handelssaatgut 
und Behelfssaatgut 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. zu gestatten, daß bei bestimmten Sorten von 
Reben Standardpflanzgut, bei bestimmten 
Gemüsearten Standardsaatgut und bei be- 
stimmten anderen Arten Handelssaatgut ver- 
trieben wird, wenn die Versorgung mit Zer- 
tifiziertem Saatgut nicht gesichert ist, 

2. bei Standardpflanzgut, Standardsaatgut und 
Handelssaatgut die Anforderungen an die 
Beschaffenheit des Saatguts, besonders in 


bezug auf Reinheit, Keimfähigkeit und Ge- 
sundheitszustand, sowie bei Standardpflanz- 
gut auch die Anforderungen an den Feldbe- 
stand der Vermehrungsfläche, besonders in 
bezug auf Fremdbesatz und Gesundheitszu- 
stand, festzusetzen, um eine ausreichende 
Beschaffenheit des Saatguts sicherzustellen. 

(2) Sofern es zur Sicherung der Versorgung 
mit Saatgut bestimmter Arten im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes oder in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft erforderlich ist, kann der Bundes- 
minister durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des ßundesrates bedarf, bei Saat- 
gut bestimmter Arten 

1. die in Absatz 1 genannten Vorschriften er- 
lassen, wenn die Dauer des Vertriebs auf 
einen bestimmten Zeitraum von höchstens 
einem Jahr begrenzt wird, 

2. die nach Absatz 1 Nr. 2 festgesetzten An- 
forderungen für einen bestimmten Zeitraum 
von höchstens einem Jahr herabsetzen sowie 

3. vorübergehend den Vertrieb von Saatgut 
als Behelfssaatgut gestatten und Anforde- 
rungen an die Beschaffenheit dieses Saat- 
guts, besonders in bezug auf Reinheit, Keim- 
fähigkeit und Gesundheitszustand, festsetzen 
sowie vorschreiben, daß die Einhaltung der 
Anforderungen an Proben geprüft wird, die 
durch Beauftragte der nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörde oder Stelle zu entnehmen 
sind. 

ln Rechtsverordnungen nach Satz 1 soll vorge- 
schrieben werden, in welcher Weise die Pak- 
kungen oder Behältnisse des Saatguts zu kenn- 
zeichnen sind." 

13. § 25 erhält folgende Fassung: 

.§ 25 

Nachkontrolle und Verpflichtungen des 
Erzeugers bei Standardsaatgut 

(1) Standardsaatgut unterliegt der Nachkon- 
trolle. Die Nachkontrolle wird von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde oder Stelle 
(Nachkontrollstelle) durchgeführt. Die Nachkon- 
trolle erstreckt sich auf die Prüfung der Sorten- 
echtheit des Saatguts und auf die ordnungsge- 
mäße Erfüllung der Verpflichtungen des Er- 
zeugers nach Absatz 2. 

(2) Erzeuger von Standardsaatgut sind ver- 
pflichtet, Aufzeichnungen über Menge, Beschaf- 
fenheit und Empfänger des von ihnen vertrie- 
benen Saatguts zu machen sowie die dazu ge- 
hörenden Belege zu sammeln. Die Aufzeich- 
nungen und Belege sind drei Jahre aufzubewah- 
ren. Die Erzeuger von Standardsaatgut sind 
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außerdem verpflichtet, von jeder Partie Stan- 
dardsaatgut, für die eine Bezugsnummer fest- 
gesetzt ist, eine Probe zu ziehen und diese zum 
Zwecke der Nachkontrolle zwei Jahre aufzube- 
wahren. Satz 3 gilt entsprechend für diejenigen, 
die Standardsaatgut neu verpacken und vertrei- 
ben. 

(3) Ein im Rahmen der Nachkontrolle erfor- 
derlicher Ndchkontrollanbau ist vom Bundes- 
sortenamt durchzuführen. Die Nachkontroll- 
stelle stellt dem Bundessortenamt die zum 
Nachkontrollanbau erforderlichen Proben aus 
den nach Absatz 2 aufbewahrten Proben zur Ver- 
fügung. Das Bundessortenamt teilt das Ergebnis 
des Nachkontrollanbaus der zuständigen Nach- 
kontrollstelle mit." 

14. In § 26 werden die Worte „§ 25 Abs. 2" durch 
die Worte „§ 25 Abs. 1 Satz 3" und die Worte 
„von vorgeschriebenen Anforderungen ab- 
weicht" durch die Worte „nicht sortenecht ist" 
ersetzt. 

15. § 27 erhält folgende Fassung: 

.§ 27 

Zulassung von Handclssaatgut 

(1) Saatgut wird als Handelssaatgut zuge- 
lassen, wenn es die Voraussetzungen des § 20 
erfüllt. Die §§ 11 und 12 gelten entsprechend. 

(2) Erzeuger von Handelssaatgut sind ver- 
pflichtet, Aufzeichnungen über die Menge und 
die Empfänger des von ihnen vertriebenen Saat- 
guts zu machen sowie die dazu gehörigen Be- 
lege zu sammeln. Die Aufzeichnungen und Be- 
lege sind drei Jahre aiifzubewahren." 

16. § 28 erhält folgende Fassung: 

.§ 28 

Einfuhr von Saatgut 

(1) Saatgut darf nur eingeführt und einge- 
führtes Saatgut nur vertrieben werden 

1. als Basissaatgut, Zertifiziertes Saatgut oder 
Standardpflanzgut, wenn die Sorte in der 
Sortenliste oder dem Sortenverzeichnis ein- 
getragen und das Saatgut im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes als Basissaatgut, Zerti- 
fiziertes Saatgut oder Standardpflanzgut an- 
erkannt ist, 

2. als Standardsaatgut, wenn die Sorte in der 
Sortenliste oder dem Sortenverzeichnis ein- 
getragen ist und das Saatgut die festge- 
setzten Anforderungen an die Beschaffenheit 
erfüllt, 

3. als Handelssaatgut, wenn das Saatgut im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes als Handels- 
saatgut zugelassen ist, oder 


4. als Behelfssaatgut. 

Die Einfuhr und der Vertrieb von Standard- 
pflanzgut, Standardsaatgut, Handelssaatgut und 
Beholfssaatgut sind nur zulässig, soweit der 
Vertrieb von Saatgut dieser Kategorien durch 
Rechtsverordnung nach § 22 gestattet ist. 

(2) Eine Anerkennung als Basissaatgut, Zerti- 
fiziertes Saatgut oder Standardpflanzgut oder 
eine Zulassung als Handelssaatgut im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ist nicht erforderlich, 
wenn das Saatgut außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes anerkannt oder zuge- 
lassen ist und diese Anerkennung oder Zu- 
lassung entweder durch Rechtsverordnung 
nach § 29 oder nach Feststellung des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften der Anerkennung 
oder Zulassung im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes gleichgestellt ist. 

(3) Soweit es zur Sicherstellung der Versor- 
gung mit Saatgut bestimmter Arten im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes erforderlich ist, 
kann der Bundesminister durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, gestatten, daß bei der Einfuhr und 
dem Vertrieb von anerkanntem, dem Zertifizier- 
ten Saatgut entsprechendem Saatgut bestimmter 
Sorten auf die Voraussetzung der Eintragung 
der Sorte in der Sortenliste oder im Sortenver- 
zeichnis verzichtet wird, wenn die Dauer der 
Einfuhr und des Vertriebs auf einen bestimmten 
Zeitraum von höchstens einem Jahr begrenzt 
wird und nach Absatz 2 eine Anerkennung als 
Zertifiziertes Saatgut im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes nicht erforderlich ist. 

(4) Saatgutmischungen dürfen nur eingeführt 
und eingeführte Saatgutmischungen nur vertrie- 
ben werden, soweit der Vertrieb durch Rechts- 
verordnung nach § 40 Abs. 2 gestattet ist und 
sie in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft hergestellt wor- 
den sind. In der Rechtsverordnung kann be- 
stimmt werden, daß die Einfuhr und der Ver- 
trieb von Saatgutmischungen nach Satz 1 nicht 
zulässig sind, wenn in dem anderen Mitglied- 
staat die Herstellung oder der Vertrieb von 
Saatgutmischungen untersagt ist oder Saatgut- 
mischungen nicht eingeführt und vertrieben 
werden dürfen, die nach den dort geltenden Be- 
stimmungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hergestellt worden sind." 

17. § 30 erhält folgende Fassung: 

.§ 30 

Genehmigung von Ausnahmen 

(1) Das Bundesamt für Ernährung und Forst- 
wirtschaft (Bundesamt) kann die Einfuhr und 
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den Vertrieb von Saatgut, das den Vorschriften 
des § 28 nicht entspricht, genehmigen, wenn das 
Saatgut 

1. zur Vermehrung auf Grund eines Vermeh- 
rungsvertrags eingeführt und das daraus 
erzeugte Saatgut ausgeführt wird, 

2. auf Grund eines Vermehrungsvertrags nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 eingeführt wird, 

3. nach § 16 als Zertifiziertes Saatgut anerkannt 
werden soll, 

4. zur Bearbeitung eingeführt und das be- 
arbeitete Saatgut wieder ausgeführt wird, 

5. nach einer zum Zwecke der Bearbeitung vor- 
genommenen Ausfuhr wieder eingefühtt 
wird, 

6. zur Bearbeitung eingeführt wird und das 
bearbeitete Saatgut als Standardsaatgut 
einer in der Sortenliste oder im Sortenver- 
zeichnis eingetragenen Sorte vertrieben 
oder als Handelssaatgut zugelassen werden 
soll, soweit der Vertrieb von Saatgut dieser 
Kategorien durch Rechtsverordnung nach 
§ 22 gestattet ist, 

7. für Anbau versuche oder für Züchtungs-, For- 
schungs- oder Ausstellungszwecke einge- 
führt wird. 

(2) Das Bundesamt hat dem Antragsteller mit 
der Genehmigung die erforderlichen Auflagen, 
insbesondere über die Verwendung und Lage- 
rung des Saatguts sowie über die Kennzeich- 
nung und Verschließung der Packungen, zu er- 
teilen." 

18. § 33 erhält folgende Fassung: 

„§ 33 

Überwachung der Einfuhr 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen und die von ihm bestimmten Zoll- 
dienststellen wirken bei der Überwachung der 
Einfuhr von Saatgut mit. Für das Gebiet des 
Freihafens Hamburg kann der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen diese Aufgabe 
durch Vereinbarung mit dem Senat der Freien 
und Hansestadt Hamburg dem Freihafenamt 
übertragen. § 14 Abs. 2 des Finanzverwaltungs- 
gesetzes in der Fassung des Finanzanpassungs- 
gesetzes vom 30. August 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1426) gilt entsprechend. Die genannten Be- 
hörden können 

1. Sendungen von Saatgut sowie deren Beför- 
derungsmittel, Behälter, Lade- und Ver- 
packungsmittel bei der Einfuhr zur Über- 
wachung anhalten; 


2. den Verdacht von Verstößen gegen Verbote 
und Beschränkungen dieses Gesetzes oder 
der nach diesem Gesetz erlassenen Redits- 
verordnungen, der sich bei der Abfertigung 
ergibt, den zuständigen Verwaltungsbehör- 
den mitteilen; 

3. in den Fällen der Nummer 2 anordnen, daß 
die Sendungen von Saatgut auf Kosten und 
Gefahr des Verfügungsberechtigten einer für 
die Saatgutverkehrskontrolle zuständigen 
Behörde vorgeführt werden. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen regelt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates die Einzelheiten des 
Verfahrens nach Absatz 1. Er kann dabei ins- 
besondere Pflichten zu Anzeigen, Anmeldungen, 
Auskünften und zur Leistung von Hilfsdiensten 
sowie zur Duldung der Einsichtnahme in Ge- 
schäftspapiere und sonstige Unterlagen und zur 
Duldung von Besichtigungen und zur Entnahme 
unentgeltlicher Proben vorsehen. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Überwadiung der für die Einfuhr von Saatgut 
nach § 28 festgesetzten Voraussetzungen die 
Einfuhr von der Meldung oder Vorführung bei 
der zuständigen Behörde, von einer Unter- 
suchung oder von der Beibringung einer amt- 
lichen Bescheinigung abhängig zu machen. In 
der Rechtsverordnung kann angeordnet werden, 
daß bestimmtes Saatgut nur über bestimmte 
Zolldienststellen in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes eingeführt werden darf. 

(4) Der Bundesminister gibt im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen in den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 
die Zolldienststellen im Bundesanzeiger be- 
kannt. " 

19. § 35 Abs. 3 wird gestrichen. 

20. § 38 erhält folgende Fassung: 

.§ 38 

Fehlen der Voraussetzungen 
für den Vertrieb 

Saatgut, das die durch Rechtsverordnung nach 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2, § 22 Abs. 1 Nr. 2 
oder Abs. 2 festgesetzten Anforderungen an die 
Beschaffenheit oder durch Rechtsverordnung 
nach § 36 festgesetzte zusätzliche Anforderun- 
gen für den Vertrieb nicht oder nicht mehr er- 
füllt, darf nicht vertrieben werden. Gelten in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft geringere Anforderun- 
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gen an die Beschaffenheit, so sind bei Saatgut, 
das dort anerkannt oder zugelassen ist und des- 
sen Anerkennung oder Zulassung durch Rechts- 
verordnung nach § 29 einer Anerkennung oder 
Zulassung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gleichgestellt ist, anstelle der in Satz 1 bezeich- 
neten Anforderungen an die Beschaffenheit die 
in dem anderen Mitgliedstaat geltenden Anfor- 
derungen maßgebend." 

21. § 40 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „von Getreide, 
Gräsern, landwirtschaftlichen Leguminosen, 
öl- und Faserpflanzen" gestrichen; 

b) in Satz 3 werden hinter dem Wort „fest- 
gesetzt" die Worte „und vorgeschrieben 
werden, daß die Mischungen stichproben- 
weise auf ihre Zusammensetzung überprüft" 
eingefügt. 

22. § 41 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Anzeigepflichtige nach Absatz 1 haben 
Kontrollbücher über die Vorräte, Eingänge und 
Ausgänge von Saatgut zu führen und zur Über- 
wachung bereitzuhalten. Der Bundesminister 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates die Anforderun- 
gen an die Buchführung festzusetzen." 

23. In § 42 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Für Proben, die im Rahmen der Saatgutver- 
kehrskontrolle gezogen werden, ist auf Ver- 
langen eine angemessene Entschädigung zu 
leisten." 

24. § 44 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Voraussetzung des landeskulturellen 
Wertes entfällt bei 

1. Sorten von Gemüse, 

2. Sorten von Gräsern, deren Saatgut nicht zur 
landwirtschaftlichen Nutzung bestimmt ist, 

3. Sorten, deren Saatgut nicht zum Anbau im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft bestimmt ist, 

4. Sorten, deren Saatgut nur zum Vertrieb in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft bestimmt ist, 
der die Sorte auch unter Berücksichtigung 
ihres landeskulturellen Wertes zum Vertrieb 
in seinem Gebiet zugelassen hat, 

5. Sorten, die ausschließlich zur Erzeugung 
einer anderen Sorte verwendet werden sol- 
len (Erbkomponenten). 


Bei Sorten von Reben tritt an die Stelle des 
landeskulturellen Wertes die Anbaueignung 
nach weinrechtlichen Vorschriften." 

25. § 45 erhält folgende Fassung; 

„§ 45 

Unterscheidbarkeit 

Eine Sorte ist unterscheidbar, wenn sie sich 
durch wenigstens ein wichtiges morphologisches 
oder physiologisches Merkmal von jeder ande- 
ren Sorte deutlich unterscheidet, die im Zeit- 
punkt der Anmeldung 

1. in der Sortenliste eingetragen, 

2. zur Eintragung in die Sortenliste angemeldet 
oder 

3. in dem von der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlichten ge- 
meinsamen Sortenkatalog für landwirtschaft- 
liche Pflanzenarten oder in dem von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten veröffentlichten gemeinsamen Sorten- 
katalog für Gemüsearten (Gemeinsame Sor- 
tenkataloge) aufgenommen ist." 

26. § 50 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für eine nicht geschützte Sorte ist die 
angemeldete Bezeichnung einzutragen. Jedoch 
sind Bezeichnungen ausgeschlossen, die 

1. die Unterscheidung der Sorte nicht ermög- 
lichen, insbesondere Bezeichnungen, die aus- 
schließlich aus Zahlen bestehen, 

2. mit einer Sortenbezeichnung übereinstim- 
men oder verwechselt werden können, unter 
der im Geltungsbereich dieses Gesetzes, in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft oder in einem 
anderen Verbandsstaat eine Sorte derselben 
botanischen oder einer verwandten Art in 
ein amtliches Sortenverzeichnis eingetragen 
oder Saatgut einer solchen Sorte vertrieben 
worden ist, es sei denn, daß die Sorte nicht 
mehr eingetragen ist und nicht mehr ange- 
baut wird und ihre Sortenbezeichnung keine 
besondere Bedeutung erlangt hat, 

3. Ärgernis erregen oder irreführen können, ins- 
besondere Bezeichnungen, die aus dem bota- 
nischen oder landesüblichen Namen einer 
anderen Art bestehen oder geeignet sind, 
unrichtige Vorstellungen über die Herkunft, 
die Eigenschaften oder den Wert der Sorte 
oder über den Züchter zu erwecken." 

27. In § 51 Abs. 1 wird das Wort „botanisch" vor 
dem Wort „verwandten" gestrichen. 
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28. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Eintragung einer Sorte ist auf 
schriftlichen Antrag um jeweils höchstens 
zehn Jahre, bei Reben um jeweils höchstens 
zwanzig Jahre zu verlängern, wenn die Sorte 
noch unterscheidbar, hinreichend homogen 
und beständig ist sowie ihre Anbau- und 
Marktbedeutung eine Verlängerung recht- 
fertigt; bei Sorten von Reben muß anstelle 
der Anbau- und Marktbedeutung die Anbau- 
eignung nach weinrechtlichen Vorschriften 
weiterhin gegeben sein. Der Antrag auf 
Verlängerung ist spätestens zwei Jahre vor 
Ablauf der Eintragung zu stellen."; 

b) hinter Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Wird über einen Antrag nach Ab- 
satz 2 vor Ablauf der Eintragung nicht 
rechtskräftig entschieden, so verlängert sich 
die Dauer der Eintragung bis zur rechtskräf- 
tigen Entscheidung über den Antrag. Wird 
dem Antrag nicht entsprochen, so können 
Auslauffristen für die Anerkennung und den 
Vertrieb von Saatgut dieser Sorte festgesetzt 
werden." 

29. In § 54 erhalten die Absätze 2 bis 4 folgende 

Fassung: 

„(2) Die Eintragung einer Sorte ist von Amts 

wegen zu löschen, wenn 

1. eine der Voraussetzungen nach § 44 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 nicht oder nicht mehr vorliegt 
oder 

2. der Züchter der auf Grund einer nach § 74 
erlassenen Rechtsverordnung bestehenden 
Verpflichtung zur Lieferung von Saatgut für 
die Sortenüberwachung trotz Mahnung nicht 
nachkommt, 

(3) Die Eintragung einer Sorte kann von Amts 

wegen gelöscht werden, wenn 

1. eine der Voraussetzungen nach § 44 Abs. 1 
Nr. 4 oder Abs. 2 Satz 2 oder im Falle einer 
Verlängerung der Eintragung eine der Vor- 
aussetzungen nach § 53 Abs. 2 Satz 1 nicht 
oder nicht mehr vorliegt, 

2. die Voraussetzungen für eine Versagung der 
Eintragung nach § 44 Abs. 3 gegeben sind, 

3. der Züchter der Aufforderung nach § 52 
Abs, 2 Satz 1 zur Anmeldung einer neuen 
Sortenbezeichnung nicht nachkommt, 

4. der Züchter eine Auflage nach § 67 Abs. 3 
nicht erfüllt, 


5. der Züchter die Verpflichtung nach § 72 trotz 
Mahnung nicht erfüllt oder 

6. der Züchter fällige Kosten innerhalb einer 
Nachfrist nicht entrichtet. 

(4) Bei Löschungen gilt § 53 Abs. 3 Satz 2 ent- 
sprechend." 

30. ln § 55 Abs. 2 Nr. 1 werden hinter dem Wort 
„Sortenliste" das Komma gestrichen und die 
Worte „oder in das Sortenverzeichnis sowie 
über" eingefügt. 

31. In § 56 wird hinter Satz 2 folgender Satz 3 
angefügt: 

„Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit 
gefaßt." 

32. In § 61 Satz 2 wird die Zahl „57" durch die Zahl 
„56" ersetzt. 

33. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 und 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Züchter im Sinne dieses Gesetzes ist bei 
geschützten Sorten der Sortenschutzinhaber, 
bei zur Erteilung des Sortenschutzes ange- 
meldeten Sorten derjenige, der die Sorte 
zum Sortenschutz angemeldet hat, bei ande- 
ren Sorten der Erhaltungszüchter. Erhal- 
tungszüchter ist, wer eine Sorte zum Zeit- 
punkt der Anmeldung nach den Grundsätzen 
systematischer Erhaltungszüchtung be- 
arbeitet." ; 

b) hinter Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Bei nicht geschützten Sorten kann der 
Züchter mit Zustimmung des Bundessorten- 
amts für die Dauer des Eintragungsver- 
fahrens anstelle der Sortenbezeichnung eine 
Anmeldebezeichnung angeben." 

34. § 65 erhält folgende Fassung: 

„§ 65 

Prüfung der Sorte 

(1) Das Bundessortenamt prüft die Anmel- 
dung. Das Bundessortenamt kann von der Prü- 
fung absehen, soweit ihm frühere eigene Prü- 
fungsergebnisse zur Verfügung stehen. 

(2) Bei der Prüfung ist die Sorte durch das 
Bundessortenamt anzubauen. Das Bundessorten- 
amt kann den Anbau oder die weiter erforder- 
lichen Untersuchungen durch andere fachlich ge- 
eignete Stellen durchführen lassen oder Ergeb- 
nisse von Anbauprüfungen und weiter erforder- 
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liehen Untersuchungen solcher Stellen seiner 
Prüfung zugrunde legen, Prüfungs- und Unter- 
suchungsergebnisse von Stellen außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes dürfen der 
Prüfung nur zugrunde gelegt werden, wenn die 
Stellen in einer Bekanntmachung des Bundes- 
sortenamts aufgeführt sind. 

(3) Für die Verlängerung der Eintragung 
einer Sorte gelten die Absätze 1 und 2 ent- 
sprechend. Der Prüfung, ob die Anbau- und 
Marktbedeutung der Sorte oder bei Sorten von 
Reben die Anbaueignung nach weinrechtlichen 
Vorschriften eine Verlängerung der Eintragung 
rechtfertigt, können auch Ergebnisse anderer 
amtlicher Prüfungen oder der Anbau in der 
Praxis zugrunde gelegt werden." 

35. § 66 erhält folgende Fassung: 

.§ 66 

Fehlen einer eintragungsfähigen 
Sortenbezeichnung 

Entspricht die angemeldele Sortenbezeichnung 
nicht den Vorschriften des § 50, so fordert das 
Bundessortenamt den Anmelder auf, innerhalb 
einer bestimmten Frist eine neue Sortenbezeich- 
nung anzumelden. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn der Anmelder eine Anmeldebezcichnung 
nach § 63 Abs. 3 angegeben hat. Kommt der 
Anmelder der Aufforderung nicht nach, so wird 
die Anmeldung zurückgewiesen." 

36. In § 68 Abs. 1 Nr. 4 wird hinter dem Wort 
„Züchter" das Wort „und" durch das Wort „so- 
wie" ersetzt. 

37. In § 69 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Dauer der Eintragung eines weiteren Er- 
haltiingszüchters richtet sich nach der Dauer der 
Eintragung der Sorte gemäß § 53." 

38. Hinter § 71 wird folgender § 71 a eingefügt: 

.§ 71 a 

Auskunfterteilung 

Das Bundessortenamt kann Behörden und 
Stellen außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes Auskünfte über Prüfungsergebnisse 
erteilen, soweit dies zur gegenseitigen Unter- 
richtung im Rahmen der Sortenprüfung erfor- 
derlich ist." 

39. In § 72 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Züchter hat über die Durchführung der 
Erhaltungszüchtung Aufzeichnungen zu ma- 
chen." 

40. Hinter § 74 wird folgender Unterabschnitt 4 ein- 
gefügt: 


„4. Sortenverzeichnis 
§ 74 a 

Sortenverzeichnis 

(1) Das Bundessortenamt führt als Sortenver- 
zeichnis ein Verzeichnis der nicht in der Sorten- 
liste eingetragenen Sorten, 

1. die in einem der Gemeinsamen Sortenkata- 
loge aufgenommen sind und im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes oder in Teilen dieses 
Bereichs keinen Verkehrsbeschränkungen im 
Hinblick auf die Sorte unterliegen, 

2. bei denen der Vertrieb von Standardsaatgut 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes beab- 
sichtigt ist. 

(2) Die Eintragung einer Sorte in das Sorten- 
vorzeichnis erfolgt im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 
von Amts wegen, im Falle des Absatzes 1 Nr, 2 
auf Antrag. Uber den Antrag entscheidet der 
zuständige Sortenaiisschuß. 

§ 74 b 

Verfahren bei Anträgen auf Eintragung 
einer Sorte in das Sortenverzeichnis 

(1) Zur Stellung des Antrags auf Eintragung 
einer Sorte nach § 74 a Abs. 1 Nr. 2 ist der- 
jenige berechtigt, der eine Sortenbeschreibung 
gibt, die Sorte mit einer eintragungsfähigen 
Sortenbezeichnung bezeichnet und sich ver- 
pflichtet, auf Anforderung des Bundessorten- 
amts nachzuweisen, daß die Sorte nach den 
Grundsätzen systematischer Erhaltungszüchtung 
erhalten wird, und Saatgut für den Prüfungs- 
anbau zur Verfügung zu stellen. Die §§ 50 bis 
52, 63 Abs. 1, §§ 64, 65 Abs. 1 Satz 1, §§ 66 und 
67 gelten entsprechend. 

(2) Nach Eintragung der Sorte in das Sorten- 
verzeichnis ist zum frühest möglichen Zeitpunkt 
ein amtlicher Prüfungsanbau einzuleiten. § 65 
Abs. 2 gilt entsprechend. Ergibt der Prüfungs- 
anbau, daß die Sorte die Voraussetzungen für 
die Eintragung in die Sortenliste nach § 44 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 erfüllt, so wird die Sorte von 
Amts wegen in die Sortenliste eingetragen. Die 
§§ 53 und 67 gelten entsprechend, jedoch ver- 
kürzt sich die Dauer der erstmaligen Eintragung 
in der Sortenliste um die Zeit, während der die 
Sorte im Sortenverzeichnis eingetragen war. 

§ 74 c 

Eintragung und Löschung der Eintragung 
im Sortenverzeichnis 

(1) In das Sortenverzeichnis sind einzutragen 
1. die Sortenbezeichnung, 
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2. Name oder Firma und Anschrift des Züch- 
ters bei Sorten nach § 74 a Abs. 1 Nr. 1 oder 
des Antragstellers und eines bestellten Ver- 
treters bei Sorten nach § 74 a Abs. 1 Nr. 2, 

3. Auflagen und Beschränkungen, 

4. der Zeitpunkt der Eintragung und der 
Löschung der Eintragung der Sorte, 

5. bei einer nach § 74 a Abs. 1 Nr. 1 einge- 
tragenen Sorte vorbehaltlich des Satzes 3 
der Hinweis, daß Saatgut anerkannt werden 
darf. 

§ 68 Abs. 3 und 4 und die §§ 69 bis 71 gelten 
entsprechend. Hinweise nach Satz 1 Nr. 5 dürfen 
nur eingetragen werden, soweit in dem Mit- 
gliedstaat, in dem der Züchter der Sorte seinen 
Wohnsitz oder Sitz hat, Saatgut von Sorten 
anerkannt werden darf, deren Züchter ihren 
Wohnsitz oder Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes haben. 

(2) Gefährdet der Anbau von Pflanzen einer 
Sorte, die in das Sortenverzeichnis eingetragen 
ist, die Gesundheit von Menschen, Tieren oder 
Pflanzen, so kann der Vertrieb von Saatgut 
dieser Sorte mit Auflagen verbunden und Be- 
schränkungen unterworfen oder die Sorte im 
Sortenverzeichnis von Amts wegen gelöscht 
werden. 

(3) Die Eintragung einer nach § 74 a Abs. 1 
Nr. 1 in das Sortenverzeichnis eingetragenen 
Sorte ist von Amts wegen zu löschen, wenn die 
Dauer ihrer Aufnahme in einem der Gemein- 
samen Sortenkataloge abgelaufen ist. Die Ein- 
tragung einer nach § 74 a Abs. 1 Nr. 2 einge- 
tragenen Sorte ist von Amts wegen zu löschen, 
wenn 

1. auf Anforderung des Bundessortenamts trotz 
Mahnung der Nachweis, daß die Sorte nach 
den Grundsätzen systematischer Erhaltungs- 
züchtung erhalten wird, nicht erbracht oder 
kein Saatgut für den Prüfungsanbau zur Ver- 
fügung gestellt wird, 

2. der Prüfungsanbau ergibt, daß die Sorte 
nicht unterscheidbar, nicht hinreichend ho- 
mogen oder nicht beständig ist, oder 

3. die Sorte nach § 74 b Abs. 2 in die Sortenliste 
eingetragen wird. 

ln den Fällen der Sätze 1 und 2 Nr. 1 und 2 
kann eine Auslauffrist für den Vertrieb von 
Saatgut der Sorte festgesetzt werden." 

41. § 75 Satz 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„Das Bundessortenamt veröffentlicht Beschrei- 
bungen von in der Sortenliste oder im Sorten- 


verzeichnis eingetragenen Sorten in einer Liste 
(Beschreibende Sortenliste). Die Beschreibungen 
sollen sich auf die für den Anbau wesentlichen 
Merkmale und Eigenschaften sowie auf die Eig- 
nung der Sorten für bestimmte Boden- und 
Klimaverhältnisse oder bestimmte Verwen- 
dungszwecke erstrecken." 

42. In § 76 Abs. 1 werden hinter dem Wort 
„fordern" die Worte „oder entnehmen" ange- 
fügt. 

43. § 78 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden die Worte „§ 25 
Abs. 1 als Erzeuger von Standardsaatgut 
keine Aufzeichnungen" durch die Worte 
„§ 27 Abs. 2 als Erzeuger von Handels- 
saatgut Aufzeichnungen nicht, nicht rich- 
tig oder nicht vollständig" ersetzt; 

bb) hinter Nummer 3 wird folgende Num- 
mer 3 a eingefügt: 

„3 a. entgegen § 25 Abs. 2 als Erzeuger 
von Standardsaatgut Aufzeichnun- 
gen nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig macht, keine Belege 
sammelt, die Belege oder Aufzeich- 
nungen nicht drei Jahre aufbe- 
wahrt oder als Erzeuger von Stan- 
dardsaatgut oder als derjenige, 
der Standardsaatgut neu verpackt, 
keine Proben zieht und diese Pro- 
ben nicht zwei Jahre aufbewahrt,"; 

cc) in Nummer 5 werden die Worte „Abs. 1" 
gestrichen; 

dd) Nummer 9 erhält folgende Fassung: 

„9. entgegen § 38 Satz 1 oder 2 Saatgut 
vertreibt, das eine der dort bezeich- 
neten Anforderungen nicht oder 
nicht mehr erfüllt,"; 

ee) in Nummer 11 werden die Worte „keine 
Kontrollbücher" durch die Worte „Kon- 
trollbücher nicht oder nicht ordnungs- 
gemäß" ersetzt; 

b) Absatz 5 erhält folgende neue Nummer 1; 
die bisherigen Nummern 1 und 2 werden 
Nummer 2 und 3: 

„1. des Absatzes 1 Nr. 6 das Bundesamt,". 

44. Die Anlage wird gestrichen. 

Artikel 2 

§ 83 des Saatgutverkehrsgesetzes und die auf 
Grund dieser Vorschrift erlassenen Rechtsverord- 
nungen treten am 30. Juni 1973 außer Kraft. 
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Artikel 3 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, das Saatgutverkehrs- 
gesetz in der geltenden Fassung mit neuem Datum 
und neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Gründe für die Novellierung des Gesetzes 

Das Saatgutverkehrsgesetz wurde im Jahre 1968 
nicht zuletzt im Hinblick auf die Umsetzung der vom 
Rat der Europäischen Gemeinschaften verabschiede- 
ten Richtlinien vom 14. Juni 1966 über den Verkehr 
mit Betarübensaatgut, Futterpflanzensaatgut, Getrei- 
desaatgut und Pflanzkartoffeln in innerstaatliches 
Recht erlassen. Inzwischen wurde das Saatgutver- 
kehrsrecht in der Gemeinschaft weiter harmonisiert, 
und zwar durch die Richtlinien des Rates vom 9. 
April 1968 über den Verkehr mit vegetativem Ver- 
mehrungsgut von Reben, vom 30. Juni 1969 über den 
Verkehr mit Saatgut von öl- und Faserpflanzen, 
vom 29. September 1970 über einen gemeinsamen 
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten 
und ebenfalls vom 29. September 1970 über den Ver- 
kehr mit Gemüsesaatgut. Besonders die beiden zu- 
letzt genannten Richtlinien enthalten grundlegende 
Neuerungen, die es erforderlich machen, das Saat- 
gutverkehrsgesetz an mehreren Stellen zu ändern. 
Hinzu kommt auch, daß sich aus der gemeinschaft- 
lichen Anwendung der bereits früher erlassenen 
EWG-Richtlinien - z. B. aus der Praxis des Stän- 
digen Ausschusses für das landwirtschaftliche, gar- 
tenbauliche und forstliche Saat- und Pflanzgut- 
wesen - neue Erkenntnisse ergaben. 

Im Rahmen der OECD wurden ebenfalls weitere 
Systeme zur Erleichterung des Handels mit Saatgut 
geschaffen. Diese betreffen insbesondere Saatgut 
von Futterrüben und Zuckerrüben sowie Gemüse- 
saatgut. Angesichts des starken internationalen 
Saatgutverkehrs bei diesen Arten besteht seitens 
der deutschen Saatgutwirtschaft ein gesteigertes 
Interesse, daß diese international aufgestellten Re- 
geln in deutsches Recht übernommen werden. 

Bei der bisherigen Anwendung des Saatgutverkehrs- 
gesetzes hat sich ergeben, daß das Gesetz an einigen 
Stellen einer Präzisierung bedarf und daß eine grö- 
ßere Flexibilität der Maßnahmen notwendig ist, um 
den Bedürfnissen einer optimalen Saatgutversor- 
gung gerecht zu werden. 

IL Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt 
sich für das Änderungsgesetz aus den gleichen Be- 
stimmungen des Grundgesetzes wie für das Gesetz 
vom 20. Mai 1968: Artikel 74 Nr. 17 GG für die 
Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung und 
für Einfuhrbestimmungen, Artikel 74 Nr. 20 GG für 
Schutzbestimmungen beim Saatgutverkehr, Arti- 
kel 74 Nr. 11 GG für besondere neue Pflichten des 
Handels und Artikel 74 Nr. 1 GG für Bestimmungen 
über Ordnungswidrigkeiten. 


IIL Kosten 

Durch die neuen Vorschriften entstehen den meisten 
Ländern keine Mehrkosten. Lediglich in den Län- 
dern, in denen für im Rahmen der Saatgutverkehrs- 
kontrolle entnommene Proben bisher keine Ent- 
schädigung gewährt wurde, ist - in Abhängigkeit 
von der Zahl der entnommenen Proben - eine Aus- 
gabensteigerung zu erwarten. Beispielsweise lagen 
die Ausgaben für die Entschädigung entnomme- 
ner Proben in einem Land in den vergangenen 
Haushaltsjahren bei jährlich rund 2000 DM. 

Die Ausgaben des Bundessortenamtes werden sich 
in begrenztem Maße durch zusätzliche Aufgaben 
erhöhen (Sortenverzeichnis, erweiterte Beschreiben- 
de Sortenliste, vermehrter Nachkontrollanbau, Aus- 
kunfterteilung), die infolge der EWG-Richtlinien 
entstehen. Es besteht die Absicht, die durch Anträge 
an das Bundessortenamt entstehenden Mehrausga- 
ben im Rahmen einer Novellierung des Gesetzes 
über die Erhebung von Kosten beim Bundessorten- 
amt aufzufangen. Die Anzahl der insgesamt not- 
wendigen Verwaltungshandlungen kann wegen 
ihrer Abhängigkeit von Maßnahmen der anderen 
Mitgliedstaaten nicht mit einiger Gewähr für die 
Richtigkeit geschätzt werden. Daher sind Kosten- 
schätzungen zur Zeit nicht möglich. Sämtliche aus 
diesem Gesetz sich ergebenden Mehrausgaben wer- 
den jedoch voraussichtlich den Betrag von 500 000 
DM jährlich nicht überschreiten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
zu 1. 

Das bisher als Anlage zum Saatgutverkehrsgesetz 
aufgestellte Artenverzeichnis umfaßt nach Inkraft- 
treten der EWG-Richtlinien über den Verkehr mit 
öl -und Faserpflanzen sowie mit Gemüse nur noch 
Arten, die von den einschlägigen Richtlinien erfaßt 
werden. Es ist auch künftig nicht beabsichtigt, das 
Artenverzeichnis über diesen Rahmen hinaus aus- 
zudehnen. Allerdings zwingt die Richtlinie über den 
Verkehr mit Gemüsesaatgut zur Aufnahme einiger 
weiterer Arten in das Artenverzeichnis; Änderungen 
in einigen anderen Richtlinien führen zu Abände- 
rungen des Artenverzeichnisses, insbesondere im 
Hinblick auf Unterteilung einiger Gattungen. Nach- 
dem nunmehr der Umfang des Artenverzeichnisses 
in seinen Grundzügen festliegt, sollte an der Form 
des Verzeichnisses als Anlage zum Gesetz nicht 
mehr festgehalten werden. Wie sich schon aus eini- 
gen jetzt vorzunehmenden Änderungen ergibt, wer- 
den auch künftige Änderungen rein technischer Art 
sein, die es nicht angezeigt erscheinen lassen, mit 
den notwendigen kurzfristigen Gesetzesänderungen 
jeweils auch den Bundestag zu belasten. 


11 



Drucksadle VI/3245 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Auf Grund der Richtlinien vom 18. Februar 1969 
zur Änderung der Richtlinien über den Verkehr mit 
bestimmtem Saatgut besteht die Möglichkeit, die 
Mitgliedstaaten von der Verpflichtung zu entbin- 
den, die jeweiligen Richtlinien auf bestimmte Arten 
anzuwenden, sofern im Hoheitsgebiet des betreffen- 
den Mitgliedstaates üblicherweise keine Vermeh- 
rung und kein Verkehr mit Saatgut dieser Arten 
stattfindet. Um diese Änderungen des Artenver- 
zeichnisses vornehmen zu können, ist ebenso eine 
besondere Ermächtigung erforderlich wie für Ände- 
rungen der Bezeichnungen von Arten auf Grund der 
Entwicklung des wissenschaftlichen Sprachgebrauchs, 
der sich nicht notwendigerweise in allen Mitglied- 
staaten gleich entwickeln muß. 

Für den Erlaß des Artenverzeichnisses in Form einer 
Rechtsverordnung spricht ferner auch, daß in den 
anderen EWG-Mitgliedstaaten die Aufnahme der 
einzelnen Arten in die Artenverzeichnisse nicht 
durch Gesetz erfolgt und daß deshalb bei den ande- 
ren Mitgliedstaaten nicht mit Verständnis für die bei 
Erlaß eines Gesetzes sich zwangsweise ergebenden 
Verzögerungen gerechnet werden kann. 

zu 2. 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

zu 3. 

Im Zuge neuer technischer Verfahren ergibt sich 
ein zunehmender Verkehr mit Saatgut, das außer 
zur Aufbereitung auch zur speziellen Bearbeitung 
(z, B. Pillierung) vertrieben werden soll. Um zwei- 
felsfrei klarzustellen, daß auch dieser Verkehr un- 
ter die Äusnahmeregelung des § 4 Abs. 2 Nr. 2 fällt, 
erscheint eine Änderung angebracht. 

zu 4. 

Die Begriffe „Sortenechtheit" und „Sortenreinheit" 
sind bisher weder definiert noch werden sie im Ge- 
setz einheitlich verwendet. Dies hat in der Vergan- 
genheit verschiedentlich zu Äuslegungsschwierig- 
keiten geführt. Deshalb wurden bei der Überarbei- 
tung des Gesetzes zum Teil Definitionen eingefügt. 
Zum Teil wurden unterschiedliche Begriffe mit glei- 
chem Sinn vereinheitlicht. So erscheint es z. B. in 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 richtiger, anstelle der Sortenreinheit 
den Begriff des Fremdbesatzes einzuführen. Außer- 
dem wird für den Gesundheitszustand die gleiche 
Formulierung gewählt wie im Pflanzenschutzgesetz. 

zu 5. 

Auf Grund der EWG-Richtlinien über den gemein- 
samen Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflan- 
zenarten und über den Verkehr mit Gemüsesaatgut 
sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, Sorten, die 
über die Sortenliste eines anderen Mitgliedstaates 
in die Gemeinsamen Sortenkataloge aufgenommen 
werden, innerhalb bestimmter Fristen in ihrem Ge- 


biet verkehrsfähig zu machen. Die Mitgliedstaaten 
sind aber durch die Richtlinien nicht verpflichtet, 
Saatgut solcher Sorten auch anzuerkennen. Soweit 
jedoch innerhalb der Gemeinschaft die Bereitschaft 
wächst, Anerkennungen für Saatgut von Sorten aus 
anderen Mitgliedstaaten vorzunehmen, soll eine 
Anerkennung auch in der Bundesrepublik möglich 
sein. Diese Möglichkeit wird durch die Änderung 
von § 8 Äbs. 2 geschaffen. 

In gleicher Weise besteht ein wirtschaftliches In- 
teresse, gelegentlich Saatgut von Sorten, die in 
keiner Sortenliste eines EWG-Mitgliedstaates ein- 
getragen sind, in der Bundesrepublik zu erzeugen 
und anerkennen zu lassen, um es dann auszuführen. 
Diese Möglichkeit war bisher auf Zertifiziertes Saat- 
gut beschränkt. In der Zwischenzeit hat sich heraus- 
gestellt, daß für Basissaatgut das gleiche Bedürfnis 
besteht. Durch die Änderung von § 8 Abs. 3 wird 
dies ermöglicht. Künftig wird in solchen Fällen je- 
doch eine für die Anerkennung ausreichende Sorten- 
beschreibung verlangt. Unabhängig von dieser Rege- 
lung für anerkanntes Saatgut besteht die Möglich- 
keit der Zertifizierung von Saatgut nach den OECD- 
Systemen. 

zu 6. 

Wie bereits in Nummer 4 ausgeführt, soll das Ande- 
rungsgesetz durch Aufnahme verschiedener Defini- 
tionen bestehende Auslegungsschwierigkeiten be- 
seitigen. So wird nach § 15 Abs. 1 die Echtheit einer 
Sorte im Nachkontrollanbau an dem Maß der Über- 
einstimmung der wesentlichen Merkmale ihres Auf- 
wuchses mit den bei der Eintragung der Sorte fest- 
gelegten Merkmalen zu überprüfen sein. Beim Nach- 
kontrollanbau liegen andere Verhältnisse vor als 
bei der Feldbesichtigung (kleinere Fläche, inten- 
sivere Beobachtungs- und Vergleichsmöglichkeiten 
während des ganzen Wachstums). Angesichts der 
unterschiedlichen botanischen Gegebenheiten bei 
den einzelnen Arten und Sorten lassen sich allge- 
meingültige Anforderungen an die Sortenechtheit 
nicht festsetzen. Der Absatz 2 des § 15 muß ent- 
sprechend den Änderungen in Absatz 1 neu gefaßt 
werden. 

zu 7. 

Das nach § 16 Abs. 3 anerkannte Saatgut muß den 
gleichen Anforderungen genügen wie amtlich ge- 
prüftes Zertifiziertes Saatgut. Nach der Änderung in 
§ 15 erübrigt es sich, hier nochmals im einzelnen 
aufzuführen, worauf sich der Nachkontrollanbau 
erstreckt. 

zu 8. 

Durch die EWG-Richtlinie über den Verkehr mit 
Gemüsesaatgut ist die Bundesrepublik verpflichtet, 
Sorten, die über die Sortenliste eines anderen Mit- 
gliedstaats in den gemeinsamen Sortenkatalog für 
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Gemüse aufgenommen wurden, auch in ihrem Ge- 
biet verkehrsfähig zu machen. Entsprechend muß 
§ 17 Abs. 1 Nr. 2 erweitert werden. 

zu 9. 

Da Standardsaatgut nicht amtlich feldbesichtigt wird, 
die Sorlenreinheit aber ohne Besichtigung des Be- 
stands nicht überprüft werden kann, ist der Begriff 
der Sortenreinheit hier zu streichen. 

zu 10. 

Im Rahmen der bisherigen Anwendung der EWG- 
Richtlinien über den Verkehr mit Saatgut hat sich 
ergeben, daß andere Mitgliedstaaten in Fällen von 
Versorgungsschwierigkeiten auch bei anderen als 
den bisher in § 20 aufgeführten Arten ermächtigt 
wurden, Handelssaatgut zum Verkehr zuzulassen. 
Um im Notfall von derartigen Ermächtigungen auch 
in der Bundesrepublik Gebrauch machen zu können, 
ist vorgesehen, die Zulassung von Handelssaatgut 
nicht mehr durch das Gesetz auf bestimmte Arten zu 
beschränken. Soweit von der dadurch erweiterten 
Ermächtigung Gebrauch gemacht wird, ist ohnedies 
die Zustimmung des bei der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften eingesetzten Ständigen 
Ausschusses für das landwirtschaftliche, gartenbau- 
liche und forstliche Saat- und Pflanzgutwesen er- 
forderlich. 

Weiterhin erscheint es notwendig, das bisher nur 
für Behelfssaatgut vorgesehene Erfordernis der 
Formechtheit bei Arten mit einer Sommerform und 
einer Winterform auch auf Handelssaatgut auszu- 
clehnen. 

zu 11. 

Auf Grund gemeinschaftlicher Ausnahmeentschei- 
dungen sind andere Mitgliedstaaten bisher auch 
schon dazu ermächtigt worden, Saatgut zum Verkehr 
zuzulassen, das zum Teil geringeren, zum Teil aber 
auch zusätzlichen Anforderungen genügen muß. 
Auch beziehen sich die Anforderungen nicht immer 
nur auf die Beschaffenheit des Saatguts. Es erscheint 
deshalb zweckmäßig, bei Behelfssaatgut künftig nur 
allgemein auf die gegenüber anderen Kategorien 
jeweils festgesetzten besonderen Anforderungen ab- 
zustellen. 

zu 12. 

Die Änderungen in § 22 Abs. 1 Nr. 1 sind die Folge 
des geänderten § 20, diejenigen in Nummer 2 des 
§ 7. In Absatz 2 sind alle Möglichkeiten für den 
Erlaß von Notmaßnahmen bei anderem Saatgut als 
Basissaatgut und Zertifiziertem Saatgut zusammen- 
gefaßt. Damit wird dem Wunsch nach leichterer Les- 
barkeit des Gesetzes Rechnung getragen, auch wer- 
den gleiche Kontrollmöglichkeiten für alle hier in 
Frage stehenden Saatgutkategorien geschaffen. Fer- 
ner enthält Absatz 2 Nr. 1 die Möglichkeit, im Falle 


einer kurzfristigen Versorgungslücke Handelssaat- 
gut zum Verkehr zuzulassen, um nicht auf das keiner 
vorherigen Prüfung unterworfene Behelfssaatgut 
aus weichen zu müssen. 

zu 13. 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß viel- 
fach zwischen Nachkontrolle von Standardsaatgut 
und Saatgutverkehrskontrolle nicht klar getrennt 
wurde. Um diese Trennung künftig zu erreichen, 
wird in Absatz 1 der Umfang der Nachkontrolle ab- 
gegrenzt. 

Außerdem hat es sich bei der Nachkontrolle von 
Standardsaatgut als zweckmäßig herausgestellt, daß 
die in den Betrieben ohnehin vorhandenen Ergeb- 
nisse der Beschaffenheitsprüfung in gleicher Weise 
wie die Aufzeichnungen über die Empfänger des 
vertriebenen Standardsaatguts aufbewahrt werden 
sollen. Die Verpflichtung zum Probenziehen trägt 
den Bestimmungen des OECD-Gemüsesaatgut- 
systems und der EWG-Richtlinie über den Verkehr 
mit Gemüsesaatgut Rechnung, nach denen die Er- 
zeuger und die Verantwortlichen für eine Neukenn- 
zeichnung von Saatgut von jeder Partie, die sie 
erzeugen oder neu kennzeichnen, eine Probe ziehen 
und diese zum Zwecke der Nachkontrolle minde- 
stens zwei Jahre aufbewahren müssen. 

Der Nachkontrollanbau bei Gemüse ist wegen der 
Vielzahl von Sorten mit mehreren Erhaltungszüch- 
tern in besonderem Maße von dem Vergleich mit 
einem für die Sorte authentischen Bestand abhängig. 
Authentische Bestände der einzelnen Sorten be- 
stehen beim Bundessortenamt bereits für Zwecke 
der Sortenüberwachung. Es liegt daher nahe, diese 
Bestände auch für die Zwecke des Nachkontroll- 
anbaus zu nutzen. Die Mitwirkung des Bundes- 
sortenamts im Rahmen der Nachkontrolle bezieht 
sich jedoch nur auf die Feststellung der Anbau- 
ergebnisse, 

zu 14. 

Diese Vorschrift ist die Folge einer Angleichung an 
die Neufassung der §§ 19 und 25. 

zu* 15. 

Notwendige Änderung infolge der Neufassung des 
§ 25. 

zu 16. 

Auf Grund der neuen EWG-Bestimmungen über die 
Verkehrsfähigkeit von Sorten der Gemeinsamen 
Sortenkataloge war § 28 Abs. 1 zu erweitern. Die 
bisher bestehende schwere Lesbarkeit dieser Vor- 
schrift läßt es angezeigt erscheinen, die Vorschrift 
durch Einteilung in die Absätze 1 und 2 übersicht- 
licher zu gestalten. 
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Durch Absatz 3 wird die Möglichkeit der Einfuhr 
von Zertifiziertem Saatgut bestimmter Sorten in 
Fällen von Versorgungsschwierigkeiten geschaffen. 
Die Verwirklichung einer derartigen Vorschrift, die 
vor allem für Futterpflanzen und Hackfrüchte von 
Bedeutung ist, setzt nach Inkrafttreten der Sorten- 
katalogsrichtlinien jeweils einen Beschluß des Stän- 
digen Saat- und Pflanzgutausschusses voraus. Je- 
doch sind die Vorarbeiten für eine entsprechende 
generelle Regelung im Wege einer Änderung der 
einschlägigen Richtlinien bei der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften bereits aufgenommen. 

Absatz 4 bietet zwar die Möglichkeit einer gewissen 
Erleichterung bei der Einfuhr von Saatgutmischun- 
gen aus anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, 
bindet jedodi den Verordnungsgeber an die Beach- 
tung besonderer Erfordernisse in bezug auf die 
Gleichbehandlung von im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hergestellten Mischungen bei einer et- 
waigen Ausfuhr. Insbesondere wird bei der auf 
Grund dieses Anderungsgesetzes vorzunehmenden 
Neugestaltung der Mischungsverordnung berück- 
sichtigt werden müssen, daß die Kontrolle von Saat- 
gutmischungen auf Einhaltung der vorgeschriebenen 
Anforderungen äußerst schwierig ist. 

Der bisherige Absatz 2 kann entfallen, da § 34 auch 
für eingeführtes Saatgut gilt. 

zu 17. 

Zur Vermeidung von Verwechslungen mit Einfuhr- 
genehmigungen nach dem Außenwirtschaftsgesetz, 
für die das Bundesamt teilweise ebenfalls zuständig 
ist, erscheint es zweckmäßig, die Überschrift von 
§ 30 zu ändern. Die bisherigen Erfahrungen bei der 
Anwendung des Gesetzes haben gezeigt, daß die 
Aufzählung der Tatbestände, bei denen eine Aus- 
nahmegenehmigung für die Einfuhr erforderlich ist, 
erweitert werden muß. Insbesondere findet zwischen 
den EWG-Mitgliedstaaten ein zunehmender Ver- 
kehr mit Saatgut zur Bearbeitung statt, um das Saat- 
gut in den jeweils am besten ausgestatteten Be- 
arbeitungsbetrieben bearbeiten zu lassen. 

zu 18. 

Die Überwachung der Einfuhr von Saatgut in bezug 
auf die Einhaltung der saatgutrechtlichen Bestim- 
mungen kann von den Zolldienststellen fachlich 
nicht durchgeführt werden. Dies gilt um so mehr von 
dem Zeitpunkt ab, von dem ab sich die Verkehrs- 
fähigkeit einer Sorte schon aus ihrer Aufnahme in 
einen der Gemeinsamen Sortenkataloge ergibt, denn 
mit der Veröffentlichung dieser Kataloge wird die 
Zahl der einfuhr- und verkehrsfähigen Sorten um 
ein Vielfaches steigen. Zudem ist in Abhängigkeit 
von Sorteneintragungen und -löschungen in anderen 
Mitgliedstaaten ein wesentlich stärkerer Wechsel 
der einfuhrfähigen Sorten zu erwarten. Es erscheint 
deshalb zweckmäßig, in § 33 Abs. 3 eine Ermächti- 
gung vorzusehen, nach der die Einfuhr von einer 


Meldung, Vorführung oder Untersuchung des Saat- 
guts oder von der Vorlage einer amtlichen Beschei- 
nigung bei einer Stelle, der die Unterlagen über die 
Einfuhrvoraussetzungen nach dem jeweils neuesten 
Stand unmittelbar zur Verfügung stehen, abhängig 
gemacht wird. Im übrigen ist die Fassung an den 
Wortlaut vergleichbarer neuerer Gesetze ange- 
glichen. 

zu 19. 

Die Streichung von § 35 Abs. 3 beruht auf der Auf- 
nahme einer entsprechenden Vorschrift in § 22 
Abs. 2 Satz 2. 

zu 20. 

Die Änderung des § 38 ist notwendig, weil durch 
nachträgliche Prüfungen nicht mehr festgestellt wer- 
den kann, ob alle Voraussetzungen für die Anerken- 
nung oder Zulassung gegeben waren. In der Neu- 
fassung wird nur noch das Bestehen eines von jedem 
Beteiligten im Saatgutverkehr feststellbaren etwai- 
gen Mangels, nämlich in bezug auf Anforderungen 
an die Beschaffenheit und bestimmte Vertriebsvor- 
aussetzungen, als Grund für den Ausschluß einer 
Saatgutpartie vom Vertrieb erfaßt. Außerdem be- 
rücksichtigt die Neufassung die Wirksamkeit einer 
gleidigestellten, in einem anderen EWG-Mitglied- 
staat erteilten Anerkennung oder Zulassung in den 
Fällen, in denen für das in der Bundesrepublik er- 
zeugte Saatgut über die EWG-Norm hinausgehen- 
de Anforderungen gestellt werden. 

zu 21. 

Im Zuge moderner Anbautechniken kann sich kurz- 
fristig die Notwendigkeit ergeben, auch bei anderen 
als den bisher in § 40 Abs. 2 aufgeführten Arten 
Saatgutmischungen zu verwenden. Deshalb soll 
durch die Streidiung der bisher genannten Arten die 
Möglichkeit geschaffen werden, die Mischungsver- 
ordnung jeweils den Anforderungen entsprechend 
zu gestalten. 

Durch die Erweiterung in Satz 3 wird die bisher 
fehlende Klarstellung erreicht, daß die Mischungen 
stichprobenweise auf ihre Zusammensetzung über- 
prüft werden können. Dies erscheint insbesondere 
auch im Hinblick auf die nach § 28 Abs. 4 mögliche 
Einfuhr von Saatgutmisdiungen erforderlich. 

zu 22. 

Die Änderung des § 41 Abs. 2 dient der Klarstellung. 

zu 23. 

In der Vergangenheit wurde die Frage der Be- 
zahlung von Saatgutproben in den einzelnen Län- 
dern unterschiedlich gehandhabt. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung wird die Frage der Entschädigung 
für entnommene Proben einheitlich geregelt. Eine 
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Entschädigung erscheint nicht erforderlich in den 
Fällen des Anerkennungs- oder Zulassungsver- 
fahrens, der Nachkontrolle von Standardsaatgut so- 
wie der Sortenüberwachung. 

zu 24. 

Die Änderung von § 44 Abs. 2 Nr. 2 soll klarstellen, 
daß bei Gräsersorten, die nach dieser Vorschrift 
unter erleichterten Bedingungen in die Sortenliste 
eingetragen wurden, auch die Eignung für eine 
andere landwirtschaftliche Nutzung als zu Futter- 
zwecken - z. B. für Gründüngung - nicht geprüft 
wird. Um den Vorschriften der EWG-Richtlinie über 
den gemeinsamen Sortenkatalog für landwirtschaft- 
liche Arten nachzukommen, ist es erforderlich, in 
§ 44 Abs. 2 Nr. 3 auch die anderen EWG-Mitglied- 
staaten einzubeziehen und eine neue Nummer 4 ein- 
zufügen. Außerdem wird nach Änderung der EWG- 
Richtlinie über den Verkehr mit vegetativem Ver- 
mehrungsgut von Reben und nach den Vorschriften 
der Verordnung über die Grundregeln für die Klas- 
sifizierung der Rebsorten nicht mehr der landeskul- 
turelle Wert, sondern eine zufriedenstellende An- 
baueignung als Voraussetzung für den Verkehr mit 
Pflanzgut von Rebsorten verlangt. Es ist daher 
erforderlich, für die Eintragung von Rebsorten in die 
Sortenliste anstelle der Prüfung auf den landes- 
kuUurellen Wert die Prüfung auf Anbaueignung zu 
verlangen. 

zu 25. 

Die Erweiterung des § 45 ist eine Folge der Ein- 
führung der Gemeinsamen Sortenkataloge. 

zu 26. 

Bei der Prüfung der Eintragungsfähigkeit von Sor- 
tenbezeichnungen hat sich sowohl im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes als auch im Rahmen des 
Internationalen Verbands zum Schutz von Pflanzen- 
züchtungen herausgestellt, daß die Übereinstimmung 
oder Verwechslungsfähigkeit einer Sortenbezeich- 
nung im Fiinblick auf die Bezeichnung einer Sorte 
einer anderen Art nicht nur oder auch nicht immer 
dann zur Zurückweisung der Sortenbezeichnung 
führen muß, wenn die beiden fraglichen Sorten bo- 
tanisch verwandten Arten zugehören. Vielmehr 
wird es häufig mehr auf wirtschaftliche Zusammen- 
hänge ankommen. Diese Zusammenhänge lassen 
sich jedoch nicht in Form eindeutiger Anforderungen 
durch den Gesetzgeber festlegen. Vielmehr muß die 
Entscheidungspraxis des Bundessortenamts diese 
Zusammenhänge von Fall zu Fall berücksichtigen. 
Dabei dürfte es im Interesse der Arbeitserleichte- 
rung der Anmelder wie des Bundessortenamts 
liegen, eine Einteilung der so zusammengehörigen 
Arten durch das Bundessortenamt zusammenstellen 
und veröffentlichen zu lassen. In Auflockerung der 
bestehenden Vorschriften und im Fiinblick auf die 


große Zahl der zu erwartenden neuen Sorten sollen 
nach dem neuen § 50 Abs. 1 Nr. 2 ferner bereits ver- 
wendete Sortenbezeichnungen dann wieder ver- 
wendet werden dürfen, wenn die früher einge- 
tragene Sorte nicht mehr angebaut wird und die 
Sortenbezeichnung keine besondere Bedeutung er- 
langt hat. 

§ 50 Abs, 1 Nr. 3 ist um den besonders einschneiden- 
den Fall der Irreführung durch Verwendung des 
botanischen oder landesüblichen Namens einer 
anderen Art erweitert. 

zu 27. 

Redaktionelle Verbesserung auf Grund der Ände- 
rung in § 50 Abs. 1 Nr. 2. 

zu 28. 

Nach den EWG-Richtlinien, durch welche die Ge- 
meinsamen Sortenkataloge geschaffen werden, ist 
der landeskulturelle Wert als Voraussetzung für die 
Verlängerung der Eintragung einer Sorte in der 
Sortenliste entfallen. Die Forderung nach Anbau- 
und Marktbedeutung gilt für alle Sorten einheitlich 
mit Ausnahme der Rebsorten, bei denen die Anbau- 
eignung nach weinrechtlichen Vorschriften auch 
weiterhin gegeben sein muß. 

Die Anfügung von § 53 Abs. 3 dient der Klar- 
stellung im Interesse der Rechtssicherheit. 

zu 29. 

Mit der Änderung in § 54 Abs. 2 und 3 werden die 
verschiedenen Fälle von Löschungen aus der Sorten- 
liste neu eingeteilt. Dies ist vor allem die Folge der 
neuen Regelung bei Verlängerungsanträgen. Die 
Einfügung eines weiteren Tatbestands einer zwangs- 
weisen Löschung in Absatz 2 Nr. 2 erscheint not- 
wendig, weil beim Unterlassen der Lieferung von 
Saatgut für die Sortenüberwachung davon ausge- 
gangen werden muß, daß die Sorte in ihrem ur- 
sprünglichen Bild nicht mehr besteht. Die Änderung 
in Absatz 4, nach der in jedem Fall einer Löschung 
Auslauffristen gewährt werden können, ist zur Ver- 
meidung von möglichen wirtschaftlichen Flärten bei 
Vermehrern und in der Fiandelsstufe notwendig. 

zu 30. 

Da in das Sortenverzeichnis auch die Gemüsesorten 
aufgenommen werden sollen, von denen nach der 
EWG-Richtlinie über den Verkehr mit Gemüsesaat- 
gut nur Standardsaatgut vertrieben werden darf, 
muß festgelegt werden, wer über die Aufnahme 
solcher Sorten in das Sortenverzeichnis entscheidet. 
Flierfür erscheint es am zweckmäßigsten^ auf den für 
die jeweilige Art zuständigen Sortenausschuß zu- 
rückzugreifen. 
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zu 31. 

Mit dieser Vorschrift werden bestehende Unstim- 
migkeiten beseitigt. 

zu 32. 

Es gilt das zu Nummer 31 Gesagte. 

zu 33. 

Die bisherige Fassung des § 63 Abs. 2 Satz 2 ließ 
den Fall der Anmeldung einer zwar zur Schutz- 
erteilung angemeldeten, aber noch nicht geschützten 
Sorte offen. Durch die Änderung wird klargestellt, 
daß in diesem Fall derjenige, der die Sorte zur Er- 
teilung des Sortenschutzes angemeldet hat, zur An- 
meldung für die Sortenliste berechtigt ist. Die bis- 
herige Vorschrift des § 63 Abs. 2 Satz 3, nach der 
ein Erhaltungszüchter eine Sorte während der letz- 
ten drei Zuchtgenerationen vor der Anmeldung nach 
den Grundsätzen systematischer Erhaltungszüchtung 
bearbeitet haben mußte, führte zusammen mit dem 
Prüfungszeitraum beim Bundessortenamt zu einer 
Frist von fünf bis sechs Jahren vom Beginn der 
Arbeit an einer Sorte bis zur Eintragung des Erhal- 
tungszüchters. Diese Zeitdauer erscheint unter prak- 
tischen Gesichtspunkten als zu lang. Wird dagegen 
das Bestehen einer Erhaltungszüchtung vom Zeit- 
punkt der Anmeldung einer Sorte ab verlangt, so 
ergibt sich während der Prüfung der Sorte durch das 
Bundessortenamt noch ein ausreichender Zeitraum 
auch für die Überprüfung der systematischen Er- 
haltungszüchtung. Eine derartige Regelung ist auch 
mehr der Mindestforderung der EWG angenähert, 
die erst von der Eintragung einer Sorte ab das Be- 
stehen einer systematischen Erhaltungszüchtung ver- 
langt. Eine so weitgehende Verkürzung erscheint 
jedoch aus Gründen des Verbraucherschutzes nicht 
vertretbar. 

Durch den neuen Absatz 3 wird - parallel zum Sor- 
tenschutzgesetz - die Möglichkeit eröffnet, zunächst 
eine Anmeldebezeichnung anzugeben. Dies stellt so- 
wohl für den Züchter wie auch für das Bundes- 
sortenamt eine Erleichterung dar, weil eine Sorten- 
bezeichnung nur bei einiger Aussicht auf Eintragung 
einer Sorte in die Sortenliste angegeben und geprüft 
werden muß. 

zu 34. 

Die Prüfung einer angemeldeten Sorte erstreckt sich 
auf die Formerfordernisse der Anmeldung ein- 
schließlich der Prüfung der Sortenbezeichnung, auf 
die Prüfung durch Anbau und auf sonstige Unter- 
suchungen. § 65 Abs. 1 enthält insofern eine Er- 
leichterung, als das Bundessortenamt auf frühere 
eigene Prüfungsergebnisse, z. B. im Rahmen der 
Prüfungen für die Erteilung des Sortenschutzes, 
zurückgreifen kann. Die Änderungen in § 65 Abs. 2 
hinsichtlich der Übernahme der Ergebnisse von 
Anbauprüfungen und sonstigen Untersuchungen be- 


rücksichtigen die sich immer stärker entwickelnde 
internationale Zusammenarbeit der Stellen, die mit 
Sortenprüfungen betraut sind. Da die Zusammen- 
arbeit überwiegend technische Probleme betrifft, er- 
scheint es ausreichend, die Bekanntmachung der aus- 
ländischen Prüfungsstellen durch das Bundessorten- 
amt vornehmen zu lassen. 

Die Änderung in Absatz 3 folgt aus dem Wegfall 
des landeskulturellen Wertes in § 53 Abs. 2. 

zu 35. 

Die Änderung des § 66 ist eine Folge der in § 63 
Abs. 3 eröffneten Möglichkeit, eine Anmeldebezeich- 
nung anzugeben. 

zu 36. 

Redaktionelle Verbesserung. 

zu 37. 

Die Erweiterung des ’§ 69 Abs. 1 macht deutlich, daß 
sich die Rechtsstellung einer Mehrzahl von Erhal- 
tungszüchtern immer nur nach dem Bestehen der 
Sorte richtet. 

zu 38. 

Im Zuge der zunehmenden internationalen Zusam- 
menarbeit bei der Sortenprüfung ist es notwendig, 
daß das Bundessortenamt Stellen in anderen Staa- 
ten Auskünfte über Prüfungsergebnisse in dem 
Maße erteilt, wie es andererseits selbst auf Prü- 
fungsergebnisse dieser Stellen angewiesen ist. Aus- 
künfte an inländische Behörden werden auf dem 
üblichen Weg der Amtshilfe erteilt. 

zu 39. 

Die Änderung dient der Angleichung an die Bestim- 
mungen über Aufzeichnungspflichten in den Sorten- 
katalogsrichtlinien. 

zu 40. 

Durch die EWG-Richtlinien über einen gemeinsamen 
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Arten und 
über den Verkehr mit Gemüsesaatgut sind die 
EWG-Mitgliedstaaten verpflichtet, Sorten, die über 
die Sortenliste eines anderen Mitgliedstaats in 
einen der Gemeinsamen Sortenkataloge aufgenom- 
men wurden, innerhalb bestimmter Fristen in ihrem 
Gebiet verkehrsfähig zu machen. Für die Umsetzung 
dieser Vorschrift ist vorgesehen, diese Sorten in 
einem Sortenverzeichnis, das beim Bundessortenamt 
geführt und von diesem bekanntgemacht wird, zu- 
sammenzufassen (§ 74 a Abs. 1 Nr. 1). 

Die EWG-Richtlinie über den Verkehr mit Gemüse- 
saatgut sieht vor, daß Sorten von Gemüsesaatgut, 
von denen nur Standardsaatgut vertrieben werden 
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darf, ohne vorherige amtliche Prüfung zum Ver- 
trieb zugelassen werden können. Da diese Sorten 
nicht amtlich geprüft sind, erscheint es jedoch nicht 
ratsam, sie in die Sortenliste aufzunehmen; sie 
sollen deshalb in das Sortenverzeichnis aufgenom- 
men werden (§ 74 a Abs. 1 Nr. 2). § 74 a Abs. 2 
bestimmt, daß Sorten nach Absatz 1 Nr. 1 von Amts 
wegen eingetragen werden, weil es sich dabei um 
eine Verpflichtung aus dem EWG-Recht handelt. 
Sorten nach Absatz 1 Nr. 2 können dagegen nur auf 
Antrag eingetragen werden, weil hierbei ein Inter- 
essent für den Vertrieb von Saatgut dieser Sorten 
vorhanden sein muß. Entsprechend dem Verfahren 
bei Eintragung in die Sortenliste erscheint es ge- 
boten, die Entscheidung über einen derartigen An- 
trag dem für die jeweilige Art zuständigen Sorten- 
ausschuß vorzubehalten, weil dieser am ehesten in 
der Lage ist, auf Grund der Sortenbeschreibung die 
Selbständigkeit der Sorte zu beurteilen und über 
die Verwechslungsfähigkeit der vorgeschlagenen 
Sortenbezeichnung zu urteilen. 

Der § 74 b enthält Verfahrensvorschriften für die 
Antragstellung und die Prüfung von Sorten nach 
§ 74 a Abs. 1 Nr. 2. § 74 c Abs. 1 regelt die Ein- 
tragungen in das Sortenverzeichnis und dessen Füh- 
rung in Anlehnung an die entsprechenden Vorschrif- 
ten für die Sortenliste. Die Absätze 2 und 3 be- 
treffen insbesondere die Löschung von Eintragungen 
im Sortenverzeichnis. Bei Sorten, die nach § 74 a 
Abs. 1 Nr. 1 eingetragen wurden, muß sich die 
Löschung entsprechend den Grundlagen dieser Ver- 
triebserlaubnis nach der Löschung im betreffenden 
Gemeinsamen Sortenkatalog richten. Nach Absatz 3 
Satz 3 besteht jedoch auch bei diesen Sorten die 
Möglichkeit, eine Auslauf fr ist für den Vertrieb von 
Saatgut zu gewähren, um wirtschaftliche Härten zu 
vermeiden. 

Sorten nach § 74 a Abs. 1 Nr. 2 sollen im Interesse 
des Verbraucherschutzes nicht auf Dauer ohne amt- 
liche Prüfung zum Verkehr zugelassen werden. Des- 
halb ist in § 74 b Abs. 2 vorgesehen, daß das Bundes- 
sortenamt nach Eintragung einer Sorte in das Sor- 
tenverzeichnis einen amtlichen Prüfungsanbau ein- 
zuleiten hat. Falls dieser amtliche Prüfungsanbau zu 
einem positiven Ergebnis führt, ist die Sorte in die 
Sortenliste einzutragen (§ 74 b Abs, 2). Aus Grün- 
den der Gleichbehandlung ist dabei vorgesehen, daß 
sich die Dauer der erstmaligen Eintragung in der 
Sortenliste um die Dauer der Eintragung der Sorte 
im Sortenverzeichnis verkürzt. 

zu 41. 

Uber das Sortenverzeichnis werden zahlreiche Sor- 
ten in der Bundesrepublik verkehrsfähig, die nicht 
in der Sortenliste eingetragen sind. Für die Ver- 
braucher besteht deshalb ein Interesse, eine Be- 
schreibung dieser Sorten zu erhalten. Andererseits 
ist es dem Bundessortenamt wegen der großen Zahl 
der Sorten nicht möglich, alle diese Sorten in die 


Beschreibende Sortenliste einzubeziehen. Auch er- 
scheint eine Beschreibung aller Sorten nicht erfor- 
derlich, weil z. B. eine Sorte allgemein bekannt ist 
oder Eigenschaften hinsichtlich besonderer Boden- 
und Klimaverhältnisse oder Verwendungszwecke 
nicht vorliegen. 

zu 42. 

Redaktionelle Verbesserung. 

zu 43. 

Die Aufzählung der Tatbestände von Ordnungs- 
widrigkeiten in § 78 Abs. 1 muß den auf Grund 
dieses Gesetzes geänderten Vorschriften angegli- 
chen werden. Für die Überwachung der mit einer 
Ausnahmegenehmigung nach § 30 verbundenen Auf- 
lagen soll gemäß der Änderung in § 78 Abs. 5 künf- 
tig das Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft zuständig sein, weil nur dieses Amt über die 
hierfür erforderlichen Unterlagen verfügt. 

zu 44. 

Das Artenverzeichnis wird auf Grund der Neurege- 
lung in § 1 künftig in Form einer Rechtsverordnung 
geführt werden. 


Zu Artikel 2 

Durch Einführung des Sortenverzeichnisses besteht 
kein Bedürfnis mehr für eine unbefristete Bei- 
behaltung von Sonderregelungen nach § 83, Diese 
Vorschrift kann deshalb außer Kraft gesetzt werden. 
Im Interesse eines reibungslosen Übergangs wird 
der Termin für das Außerkrafttreten jedoch bis zum 
30. Juni 1973 hinausgeschoben. 


Zu Artikel 3 

Angesichts der zahlreichen Änderungen erscheint es 
der besseren Übersichtlichkeit halber im Interesse 
der vom Gesetz Betroffenen zweckmäßig, eine Neu- 
fassung des Gesetzes mit neuem Datum und neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen. 


Zu Artikel 4 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlinklausel. 

Zu Artikel 5 

Der größte Teil der Gesetzesänderungen beruht auf 
entsprechenden Vorschriften der EWG, die bis zum 
1. Juli 1972 in nationales Recht umgesetzt werden 
sollen. Deshalb ist dieser Zeitpunkt für das Inkraft- 
treten dieses Gesetzes vorgesehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. Zu Artikel 1 

1. In Nummer 1 sind in § 1 Abs. 1 die Worte „und 
Pflanzenarten'' durch die Worte „Pflanzenarten 
und Pflanzenvarietäten" zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist möglich, daß im Rahmen gemeinschaft- 
licher Saatgutverkehrsbestimmungen für ein- 
zelne Varietäten besondere Anforderungen 
festgesetzt werden müssen. Es erscheint daher 
zweckmäßig, die Definition der Arten in § 1 
Abs. 1 weiter aufzugliedern. 

2. In Nummer 1 ist in § 1 Abs. 2 Nr. 2 das Wort 
„neue" zu streichen. 

Begründung 
Sachliche Richtigstellung. 

3. In Nummer 10 ist in § 20 Satz 2 wie folgt zu fas- 
sen: „Handelssaatgut muß außerdem bei Arten 
mit einer Sommerform und einer Winterform 
formecht sein, bei Arten mit anderen Formen 
der festgesetzten Form zugehören. " 

Begründung 

Bei Handelssaatgut kann es erforderlich sein, 
den Vertrieb nur für einzelne Formen bestimm- 
ter Arten zu gestatten, wenn es sich um andere 
Formen als die Sommer- oder die Winterform 
handelt. 

4. In Nummer 11 ist in § 21 Satz 1 das Wort „be- 
sonderen" durch das Wort „gesonderten" zu 
ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

5. In Nummer 11 ist in § 21 Satz 2 wie folgt zu 
fassen: „§ 20 Satz 2 gilt entsprechend." 

Begründung 

Folge der Änderung des § 20. 

6. a) In Nummer 12 sind in § 22 Abs. 1 Nr. 1 nach 

dem Wort „Arten" die Worte „oder deren 
Formen" einzufügen. 

b) In Nummer 12 sind in § 22 Abs. 2 Satz 1 nach 
den Worten „bei Saatgut bestimmter Arten" 
die Worte „oder deren Formen" einzu- 
fügen. 


Begründung zua) und b) 

Folge der Änderungen der §§ 20 und 21 . 

7. In Nummer 13 ist in § 25 Absatz 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates das Verfahren der Nachkontrolle zu re- 
geln. In der Rechtsverordnung kann das Bun- 
dessortenamt mit der Durchführung des Nach- 
kontrollanbaus beauftragt werden." 

Begründung 

Es erscheint zweckmäßig, die Möglichkeit einer 
Regelung durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers zu schaffen, um den fachlichen Anfor- 
derungen gerecht werden zu können. Im übri- 
gen hat die bisherige Regelung des § 25 Abs. 2 
nicht zu Schwierigkeiten geführt. 

8. In Nummer 23 ist in § 42 der anzufügende Satz 2 
wie folgt zu ergänzen: 

„es sei denn, daß die unentgeltliche Überlassung 
wirtschaftlich zumutbar ist." 

Begründung 

Die Formulierung des Entwurfs schließt ein, daß 
auch Bagatellbeträge als Entschädigung verlangt 
werden können, weil eine untere Grenze nicht 
festgesetzt ist. Um einen unangemessenen Ver- 
waltungsaufwand zu verhindern, der bei Bezah- 
lung der Bagatellbeträge entstünde, ist die Er- 
gänzung erforderlich. 

9. In Nummer 24 sind in § 44 Abs. 2 Nr. 2 die 
Worte „deren Saatgut" durch die Worte „bei 
denen der Aufwuchs des Saatguts" zu ersetzen. 

Begründung 
Sachliche Richtigstellung. 

10. In Nummer 28 sind in § 53 Abs. 2 Satz 1 erster 
Halbsatz nach dem Wort „sowie" die Worte 
„ausgenommen in den Fällen des § 44 Abs. 2 Nr. 
3 bis 5" einzufügen. 

Begründung 

In den Fällen des § 44 Abs. 2 Nr. 3 und 4 spielt 
die Anbau- und Marktbedeutung im Geltungs- 
bereich des Gesetzes keine Rolle, in den Fällen 
der Nummer 5 ist die Anbau- und Marktbedeu- 
tung nur bei den erzeugten anderen Sorten we- 
sentlich. 
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11. In Nummer 34 sind in § 65 Absatz 1 ganz und 
Absatz 2 eingangs wie folgt zu fassen: 

„(1) Das Bundessortenamt prüft das Vorliegen 
der Voraussetzungen für die Eintragung der an- 
gemeldeten Sorte. Es kann von der Prüfung ab- 
sehen, soweit ihm frühere eigene Prüfungsergeb- 
nisse zur Verfügung stehen. 

(2) Bei der Prüfung baut das Bundessortenamt 
die Sorte an. Es kann den Anbau . . . ". 

Begründung 

Sachliche Richtigstellung und redaktionelle Ver- 
besserung. 

12. In Nummer 40 erhalten 

a) § 74 a Abs. 1 Nr. 2 folgende Fassung: 

„2. die nicht unter Nummer 1 fallen und bei 
denen nur der Vertrieb von Standard- 
saatgut beabsichtigt ist." 

b) § 74 b folgende Fassung: 

.§74b 

Verfahren bei Anträgen auf Eintragung einer 
Sorte in das Sortenverzeichnis 

(1) Zur Stellung des Antrags auf Eintragung 
einer Sorte nach § 74 a Abs. 1 Nr. 2 ist der- 
jenige berechtigt, der 

1. eine Sortenbeschreibung gibt, 

2. die Sorte mit einer eintragungsfähigen 
Sortenbezeichnung bezeichnet, 

3. nachweist, daß die Sorte in einem Anbau 
auf die Erfüllung der Voraussetzungen 
des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 geprüft wird, 
und 

4. sich verpflichtet, auf Anforderung des 
Bundessortenamts Saatgut für den Prü- 
fungsanbau zur Verfügung zu stellen. 

Die §§ 50 bis 52, 63 Abs. 1, §§ 64, 65 Abs. 1 
Satz 1, §§ 66 und 67 gelten entsprechend. 

(2) Nach Eintragung der Sorte in das Sorten- 
verzeichnis ist zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt ein amtlicher Prüfungsanbau einzu- 
leiten. § 65 Abs. 2 gilt entsprechend. Wird 
die Sorte nach den Grundsätzen systemati- 
scher Erhaltungszüchtung erhalten und ergibt 
der Prüfungsanbau, daß die Sorte die Vor- 
aussetzungen für die Eintragung in die Sor- 
tenliste nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 erfüllt, 
so wird die Sorte von Amts wegen in die 
Sortenliste eingetragen. § 67 gilt entspre- 
chend; die Dauer der erstmaligen Eintragung 
in die Sortenliste verkürzt sich um die Zeit, 
während der die Sorte im Sortenverzeichnis 
eingetragen war." 


c) § 74 c Abs. 3 Nr. 1 folgende Fassung: 

„1. auf Anforderung des Bundessortenamts 
trotz Mahnung kein Saatgut für den Prü- 
fungsanbau zur Verfügung gestellt wird 
oder die Sorte nicht nach den Grundsät- 
zen systematischer Erhaltungszüchtung 
erhalten wird," . 

Begründung zua) bis c) 

Eine systematische Erhaltungszüchtung kann 
nur für eingetragene Sorten verlangt wer- 
den. Daher kann bei der Anmeldung von Sor- 
ten, von denen ausschließlich Standardsaat- 
gut vertrieben werden soll, nur auf einen 
sonstigen Prüfungsanbau abgestellt werden. 
Die Feststellung, ob die Grundsätze systema- 
tischer Erhaltungszüchtung angewendet wer- 
den, kann erst im Verlauf des Prüfungsver- 
fahrens getroffen werden (§ 74 b Abs. 2). 
Dieser Änderung ist durch entsprechende 
Änderung auch des § 74 c Abs. 3 Nr. 1 Rech- 
nung zu tragen. 

Als Folge der Pflicht, das Bestehen eines An- 
baus gleichzeitig mit der Anmeldung der 
Sorte nachzuweisen, kann die Beschränkung 
des Vertriebs von Standardsaatgut auf den 
Vertrieb im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
entfallen und § 74 a Abs. 1 Nr. 2 entspre- 
chend geändert werden. 

Da eine nach § 74 a Abs. 1 Nr. 2 angemeldete 
Sorte auch schon im Zeitpunkt der Anmel- 
dung geprüft werden kann, ist es ferner nicht 
mehr erforderlich, auch § 53 mit der Ver- 
längerung der Eintragungsdauer bei diesen 
Sorten insgesamt entsprechend anzuwenden, 
so daß die Verweisung auf diese Vorschrift 
in § 74 b Abs. 2 Satz 4 zu streichen ist. 

13. Nummer 41 ist wie folgt zu fassen: 

„41. § 75 Sätze 1 und 2 werden durch folgende 
Sätze ersetzt: 

,Das Bundessortenamt veröffentlicht eine 
beschreibende Liste der in der Sortenliste 
eingetragenen Sorten (Beschreibende Sor- 
tenliste). In die Beschreibende Sortenliste 
können auch Sorten aufgenommen wer- 
den, die im Sortenverzeichnis eingetragen 
sind. Die Beschreibungen sollen sich auf 
die für den Anbau wesentlichen Merkmale 
und Eigenschaften sowie auf die Eignung 
der Sorten für bestimmte Boden- und Kli- 
maverhältnisse oder bestimmte Verwen- 
dungszwecke erstrecken.' " 

Begründung 

Im Interesse des Saatgutverbrauchers ist es 
erforderlich, daß zumindest alle in der Sorten- 
liste eingetragenen Sorten in die Beschreibende 
Sortenliste aufgenommen werden. 
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14. In Nummer 43 ist in Buchstabe a, Doppelbuch- 
stabe bb die einzufügende Nummer 3 a am Ende 
wie folgt zu fassen: 

„ . . . der Standardsaatgut neu verpackt und ver- 
treibt, keine Proben zieht oder diese nicht zwei 
Jahre aufbewahrt,". 

Begründung 

Ergänzung im Hinblick auf § 25 Abs. 2 Satz 4 
und notwendige Klarstellung. 

15. In Nummer 43 ist Buchstabe a, Doppelbuch- 
stabe ee wie folgt zu fassen: 

,ee) Nummer 11 erhält folgende Fassung: 

„11. entgegen § 41 Abs 1 der ihm oblie- 
genden Anzeigepflicht nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt oder entgegen 
§ 41 Abs. 2 Kontrollbücher nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig führt 
oder nicht zur Überwachung bereit- 
hält," 

Begründung 

Anpassung an die übliche Terminologie und 
notwendige Ergänzung. 


IL Artikel 2 

In Artikel 2 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Soweit ein Vertrieb von Saatgut auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach Satz 1 über den dort genann- 
ten Zeitpunkt hinaus zulässig ist, darf das Saatgut 
noch bis zum Ablauf der festgesetzten Vertriebs- 
dauer vertrieben werden." 

Begründung 

In der Verordnung vom 10. Juni 1968 über die Ein- 
fuhr und den Vertrieb von Saatgut nicht in der Sor- 
tenliste eingetragener Sorten ist für einige Arten 
eine Vertriebsmöglichkeit bis zum 30. Juni 1974 vor- 
gesehen. Dieser längeren Vertriebsdauer sollte 
durch eine entsprechende Ergänzung des Artikels 2 
Rechnung getragen werden. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu 1. 1. 
bis 6., 8. bis 12. Buchstabe a, 13. bis 15. und zu II. zu. 

Zu 1. 7. (§ 25) 

Dem Vorschlag stimmt die Bundesregierung nicht zu. 

Bei Standardsaatgut wird weder der für die Erzeu- 
gung des Standardsaatguts bestimmte Aufwuchs 
noch der Aufwuchs der vorhergehenden Generatio- 
nen amtlich geprüft. Die Bundesregierung hält es da- 
her für notwendig, den Nachkontrollanbau im Rah- 
men der Nachkontrolle von Standardsaatgut einheit- 
lich beim Bundessortenamt durchzuführen. Insbeson- 
dere sind hierfür nachstehende Gründe maßgebend: 
Nach § 74 a Abs. 1 Nr. 2 können bestimmte Sorten 
von Gemüse künftig in das beim Bundessortenamt 
geführte Sortenverzeichnis eingetragen werden, 
Saatgut solcher Sorten darf vom Zeitpunkt der Ein- 
tragung der Sorte als Standardsaatgut vertrieben 
werden. Das Bundessortenamt hat für diese Sorten 
nach § 74 b Abs. 2 einen Prüfungsanbau durchzu- 
führen. Erst in dem Prüfungsanbau werden die das 
Sortenbild bestimmenden Merkmale amtlich fest- 
gestellt. Diese Prüfungsbestände bieten deshalb die 
einzige authentische Vergleichsmöglichkeit für die 
Prüfung der Sortenechtheit nach § 25. Folgerichtig 
muß daher für den Prüfungsanbau bei diesen Sorten 
allein das Bundessortenamt zuständig sein. 

Die besondere Lage auf dem Gemüsesektor verlangt 
aber auch bei den in die Sortenliste eingetragenen 
Gemüsesorten eine einheitliche Durchführung der 
Prüfungen auf Sortenechtheit im Rahmen der Nach- 
kontrolle. Einerseits ist das Sortiment der eingetra- 
genen Gemüsesorten so groß, daß nicht an mehreren 
Stellen Vergleichsbestände in ausreichender Zahl 
unterhalten werden können. Zum anderen sind bei 
Gemüse auch die meisten weiteren Erhaltungszüch- 
ter eingetragen. Bei einem Prüfungsanbau an mehre- 
ren Stellen besteht mit Sicherheit die Gefahr, daß 
die diesen Stellen zur Verfügung stehenden ver- 
schiedenen Vergleichsmuster nicht immer mit dem 
die Sorte repräsentierenden authentischen Muster 
beim Bundessortenamt übereinstimmen. Die dem 
Bundessortenamt von den Züchtern als authentische 
Muster zur Verfügung zu stellenden Saatgutmengen 
sind jedoch nicht so groß, daß daraus Teilmengen 
für andere Nachkontrollanbaustellen abgegeben 
werden können. Auch kann den Züchtern nicht zu- 
gemutet werden, diese Saatgutmengen wesentlich 
zu erhöhen. 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates steht auch 
nicht mehr eindeutig fest, daß der Prüfungsanbau in 
jedem Falle einer Nachkontrolle nach § 25 nur an- 
hand der Proben durchgeführt werden soll, die beim 
Erzeuger des Standardsaatguts oder bei dem für 
dessen Vertrieb nach Neuverpackung Verantwort- 
lichen gezogen worden sind. 


Zu I. 12. Buchstabe b (§ 74 b) 

Dem Vorschlag stimmt die Bundesregierung dem 
Grunde nach zu, sie hält jedoch eine klarere Fassung 
der Vorschriften über den Nachweis des Bestehens 
einer systematischene Erhaltungszüchtung für erfor- 
derlich. 

Es ist richtig, daß das Bestehen einer systematischen 
Erhaltungszüchtung bei den Gemüsesorten, von 
denen nur Standardsaatgut vertrieben werden soll, 
nach den Bestimmungen der EWG-Gemüsesaatgut- 
richtlinie nicht schon bei der Anmeldung verlangt 
werden kann. Der Nachweis muß aber zum Zeit- 
punkt der Eintragung der Sorte in die Sortenliste 
geführt werden. Die Verpflichtung zur Führung die- 
ses Nachweises ist jedoch der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Neufassung des § 74 b Abs. 2 Satz 3 
nur indirekt zu entnehmen. Es werden daher für 
§ 74 b in der Fassung des Bundesrates folgende 
Änderungen vorgeschlagen: 

a) für § 74 b Abs. 1 Nr. 4: 

4. sich verpflichtet, Saatgut für den Prüfungs- 
anbau auf Anforderung des Bundessorten- 
amts zur Verfügung zu stellen und bis zum 
Abschluß des Pxüfungsanbaus nachzuweisen, 
daß die Sorte nach den Grundsätzen systema- 
tischer Erhaltungszüchtung bearbeitet wird."; 

b) für § 74 b Abs. 2 Satz 3: 

„Ergibt der Prüfungsanbau, daß die Sorte die 
Voraussetzungen für die Eintragung in die Sor- 
tenliste nach § 44 Abs. 1 Nr, 1 bis 3 erfüllt, und 
ist nachgewiesen, daß die Sorte nach den Grund- 
sätzen systematischer Erhaltungszüchtung erhal- 
ten wird, so wird die Sorte von Amts wegen in 
die Sortenliste eingetragen." 

Zu L 12. Buchstabe c (§ 74 c) 

Als Folge der Änderung in § 74 b Abs. 1 Nr. 4 ist 
§ 74 c in der Fassung des Bundesrates wie folgt zu 
ändern: 

a) In Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte „oder 
die Sorte nicht nach den Grundsätzen systema- 
tischer Erhaltungszüchtung erhalten wird" ge- 
strichen; 

b) statt dessen wird hinter der Nummer 1 folgende 
neue Nummer 2 eingefügt: 

„2. bis zum Abschluß des Prüfungsanbaus nicht 
nachgewiesen wird, daß die Sorte nach den 
Grundsätzen systematischer Erhaltungszüch- 
tung erhalten wird,". 

Die bisherigen Nummern 2 und 3 des § 74 c Abs. 3 
Satz 2 des Regierungsentwurfs werden dann Num- 
mern 3 und 4; in Satz 3 wird die Angabe „Nr. 1 und 
2" durch die Angabe „Nr. 1 bis 3" ersetzt. 
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